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Die Deutschen und
der «homo islamicus»

Ich kann es mir nicht erklären, was das
Feuilleton der NZZ (18. 1. 18) dazu be-
wogen hat, einem Autor ein Forum zu
geben, der eine ganze Berufsgruppe –
und darüber hinaus mich persönlich –
unter Rassismusverdacht stellt. Prof.
BassamTibi mag in seiner Emeritierung
darüber verbittert sein, dass die deutsch-
sprachige Islamwissenschaft seine pola-
risierenden Analysen des islamischen
Fundamentalismus letztlich nie über-
nommen hat.Wenn er jetzt seiner Frus-
tration Luft macht und diesem Berufs-
zweig in Bausch und Bogen «Orientalis-
mus» bescheinigt und uns darüber hin-
aus als «antirassistische Rassisten»
bezeichnet, dann geht das entschieden zu
weit! Als persönlich genannter Reprä-
sentant dieser Profession merke ich an,
dass es nicht genügt, wenn Prof. Tibi
Schlagwörter aus Zeitungsüberschriften
zitiert und diese ins Lächerliche zieht,
ohne sich mit den Ideen auseinanderzu-
setzen,die dahinterstehen.Dabei scheint
Herr Prof. Tibi zu übersehen, dass diese
an einer der von ihm so hoch gepriese-
nen amerikanischen Ivy-League-Univer-
sitäten erarbeitet wurden, wo ich schon
seit mehr als siebzehn Jahren lehre. Bei
dem heutigen Mass internationaler Ver-
netzung ergibt es wenig Sinn, von einer
eigentümlichen deutschsprachigen, und
noch weniger, von einer «deutschen»
Islamwissenschaft zu sprechen, wie Prof.
Tibi das tut, wobei er sie vom positiven
Beispiel der US-amerikanischen Islam-
wissenschaft abzusetzen versucht. Dies,
zumal die von Prof. Tibi beanstandete
Tendenz, den Islam aus einer Perspek-
tive zu beschreiben, die sich von der
Religionskritik der europäischenAufklä-
rung absetzt – einer Aufklärung, die ja
auch die Kolonialisierung islamischer
Länder legitimiert hat–, dort ebenso weit
fortgeschritten ist wie in Deutschland
oder der Schweiz.
Prof. Dr. Frank Griffel, USA-New Haven,

Yale University, Dep. of Religious Studies

Aufruf zum Handeln

Der NZZ (Leitartikel vom Samstag,
13. 1. 18: «Die militärische Logik ist zu-
rück in Europa») sei Dank für die nüch-
terneDarstellung der militärischen Lage
derWelt, insbesondere Europas und da-
mit auch der Schweiz.Die klare Darstel-
lung der aktuellen Situation auf der
Titelseite der NZZ passt nicht in unsere
Wohlfühlgesellschaft und stört. Umso

wichtiger, dass dieser Artikel als Aufruf
zum Handeln zur Kenntnis genommen
wird. Es ist zu hoffen, dass die Botschaft
auch die Kreise der Abschaffer der
Armee erreicht. Zwei Weltkriege hat
unser Land bestmöglich überstanden.
Dies dank einer starken Armee, dank
guter Führung und dem festen Freiheits-
undUnabhängigkeitswillen unseresVol-
kes. Auch heute gilt wie damals: Jedes
Volk hat eine Armee, die eigene oder
eine fremde.

Jakob Streiff, Aathal-Seegräben

Linienführung
des Witiker Busses

Endlich hat ZürichWitikon den lange er-
sehnten ÖV-Direktanschluss an den
Hauptbahnhof und die Innenstadt (NZZ
17. 1. 18). Die Trolleybuslinie 31 wurde
nachWitikon verlängert bzw. die frühere
Linie 34 in die Linie 31 integriert. Ob
diese Kombination die zweckmässigste
ist,muss angesichts der vielenVerspätun-
gen usw.bezweifelt werden.Die «geküns-
telte» Linienführung vomKlusplatz hinab
zumHegibachplatz ist nicht geeignet,den
öV entscheidend zu fördern. Beim Zelt-
weg können die Staus kaum je eliminiert
werden, vor allem Richtung Hauptbahn-
hof nicht. Für Witikon hätte die direkte
Linie entlang der Tramlinie 3 auf der
Asylstrasse zum Hauptbahnhof gesucht
werden müssen.Auf dieserAchse entste-
hen nie grössere Staus,und zudem verfügt
die Linie im Seilergraben von Neumatt
zum Central über eine eigene Tram-Bus-
Spur. Natürlich bestünde zwischen Klus-
platz undHB eine «doppelte» Bedienung
(Tram undBus).Das wäre aber nicht wei-
ter schlimm, ist doch Witikon eine grös-
sere Vorstadt von Zürich. Der Witiker
Busmüsste amHBgewendet werden.Be-
kanntlich verfügen aber auchWollishofen
(Neubühl) und die Waffenplatz-Mut-
schellen-/Brandschenkestrasse sowie die
Löwenstrasse zwischen Sihlporte und
Löwenplatz (bzw. HB) weiterhin über
keine direkte Verbindung zum HB. Es
liesse sich überlegen,ob die Linie 66 – die
von Neubühl lediglich zum Pelikanplatz
verkehrt – nicht durchgehend elektrifi-
ziert und mit derWitiker Trolleybuslinie
(Witikon–HB) zusammengehängt wer-
den könnte. Drähte fehlen nur zwischen
Neubühl und Morgental sowie zwischen
Bederstrasse und Löwenplatz auf der
Brandschenke-/Tal-/Löwenstrasse bis
zum Löwenplatz. Mit einer solchen
Linienkombination könnten zwei grosse
Stadtteile (Wollishofen,Witikon) und die
Innenstadt (Löwenstrasse) stark profitie-
ren. Die Verspätungen hielten sich in
Grenzen.

Paul Stopper, Uster

Es ist ja schon interessant, dass Ge-
meinderat Balz Bürgisser sich jetzt auf-
regt über zehn Minuten Verspätung, die
er als Mittelschullehrer nicht hat ab-
schätzen können. Da stehen einem die
Haare zu Berge ob dieser Dreistigkeit,
die Stadt solle die Fahrplanstabilität ver-
bessern,die vorher auf der Linie 34 ziem-
lich okay war. Jetzt braucht der 31er-Bus
allein für die Strecke Freiestrasse–Klus-
platz fünf Minuten.Beim Einbiegen ver-
sperrt er zudem zwei Strassen und zwei
Spuren.WasDanielaTobler von sich gibt,
ist nichts mehr als eine schlechte Beschö-
nigung, Änderungen brauchen «nicht
einfach Zeit», sondern sind in diesem Fall
unnütz, und dieVertröstung auf vier Bus-
spuren in der Hohlstrasse – welch ein Irr-
sinn – ist nichts anders als eine Ver-
tuschung schlechter Planung. Weshalb
dieVBZ die vernünftige Lösung über die

Asylstrasse hinab ablehnten, steht in den
Sternen.Neben den langen und teilweise
gefährlichen Umsteigewegen am Klus-
platz haben die Reisenden von Forch-
bahn und Tram 11 auch den praktischen
Anschluss an den Bus 31 verloren. Um
diese Nachteile vorauszusehen, braucht
es keinDoktorat inMathematik.Bewoh-
ner der Hegibachstrasse haben die VBZ
vonAnfang an darauf hingewiesen, dass
die Verlängerung der Buslinie 31 bis
Witikon ein Unsinn ist. Doch die Ant-
wort war, dass es aus politischen Grün-
den gemacht werden müsse. Für alle be-
steht ja immer noch die Möglichkeit, am
Klusplatz ins Tram umzusteigen. Nur
muss jetzt neu die Strasse überquert wer-
den. Wenn am Zeltweg separate Bus-
spuren gebaut würden, bedeutete das,
dass dort all die schönen Vorgärten ver-
schwindenmüssten.Wollen wir das? Nur
damit sich ein links-grüner Politiker ein
Denkmal setzen kann. Auch die Kosten
für die Enteignung der Gärten wären
höher als die direkte Linienführung über
den Römerhof.

Adrian Dähler, Schlieren

Die Geschichte des ehemaligen 34-Bus-
ses ist einTrauerspiel in der Stadt Zürich.
Seit 1981 wurde eine direkte Buslinie in
die Stadt gefordert. Seit dieser Zeit sind
viele Gemeinden ausserhalb Zürichs
durch die S-Bahn so gut erschlossen wor-
den, dass sie Witikon bezüglich Verbin-
dungen in die Stadt bei weitem überflü-
gelt haben. Nach so langer Zeit wäre
eine direkte Buslinie entlang der Linie 3
bis zum HB die beste Lösung gewesen.
Dass die Stadt da gespart hat, ist eine
Schande. Faule Kompromisse kommen
am Schluss wohl noch teurer zu stehen
und stellen niemanden so richtig zufrie-
den. Ich bin in Witikon aufgewachsen
und wäre allenfalls inWitikon geblieben,
aber die S-Bahn-Verbindungen am rech-
ten Seeufer sind einfach viel besser!

Eric Lippmann, Erlenbach

Zwischen Glaube
und Grundgesetz

Im Artikel «Zwischen Glaube und
Grundgesetz» über den Jugendseelsor-
ger Mohamed Matar (NZZ 16. 1. 18)
schreibt Jonas Hermann zur der Frage,
was eine demokratische, pluralistische
Gesellschaft aushalten müsse: «Der
Schmerzpunkt ist erreicht,wenn diejeni-
gen mit den Aussenseiterpositionen der
Mehrheitsgesellschaft mit Hass begeg-
nen oder sie bekämpfen.» Diesen Stand-
punkt halte ich für nicht vereinbar mit
den Grundsätzen einer aufgeklärten
demokratischenGesellschaft.Demokra-
tie setzt voraus, dass unterschiedlichste
Meinungen vertreten werden und dass
für diese auch gekämpft werden kann.
Von daher müssen selbstverständlich
auchMinderheitspositionen – auch wenn
es sich dabei umAussenseiterpositionen
handelt – vertreten werden können. Es
darf für diese gekämpft werden, auch
wenn es sich bei Gegenpositionen um
dieMehrheitspositionen handelt. Selbst-
verständlich sind dadurch nur die rechts-
staatlichen und damit grundsätzlich ge-
waltfreien Mittel zulässig. Das gilt aber
nicht nur für den Kampf der Aussensei-
ter gegen die Mehrheit, sondern auch
umgekehrt, wenn die Mehrheit gegen
Aussenseiter kämpft. Ebenfalls kann es
nicht darauf ankommen, wer wen hasst.
Der «Schmerzpunkt» ist beim Hass
überschritten, unabhängig davon, ob die
Aussenseiter die Mehrheit hassen oder
die Mehrheit die Aussenseiter hasst.

Thomas Geiser, St. Gallen

An unsere Leserinnen
und Leser

Wir danken allen Einsenderinnen
und Einsendern von Leserbriefen
und bitten umVerständnis dafür,
dass wir über nicht veröffentlichte
Beiträge keine Korrespondenz
führen können. Kurz gefasste Zu-
schriften werden bei derAuswahl
bevorzugt; die Redaktion behält
sich vor,Manuskripte zu kürzen.
Jede Zuschrift an die Redaktion
Leserbriefe muss mit der vollstän-
digen Postadresse desAbsenders
versehen sein.

Redaktion Leserbriefe
NZZ-Postfach, 8021 Zürich
E-Mail: leserbriefe�nzz.ch
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TRIBÜNE

Unser Finanzplatz
hat einiges zu bieten
Gastkommentar
von YVES MIRABAUD

Die Schweiz hat in allen Bereichen grossenAufwand betrieben,um
die internationalen Standards in die schweizerische Gesetzgebung
überzuführen.Unser Finanzplatz ist mehr denn je ein zuverlässiger
und solider Partner. So hat das Global Forum onTransparency and
Exchange of Information for Tax Purposes der Schweiz im letzten
Jahr die Gesamtnote «weitgehend konform» gegeben,was die Fort-
schritte der Schweiz bei der Umsetzung des internationalen Stan-
dards zum Informationsaustausch spiegelt. Ebenfalls ein gutes
Resultat hat die Schweiz bei der Gafi-Länderprüfung im Bereich
der Bekämpfung der Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung
erhalten.Ausserdem hält sich die Schweiz strikt an die Eigenmittel-
und Liquiditätsvorschriften des BaslerAusschusses für Bankenauf-
sicht, was dazu führt, dass ihre Banken zu den sichersten derWelt
gehören.

Die EU macht ihrerseits turbulente Zeiten durch, nicht zuletzt
aufgrund des noch unbekanntenAusgangs der Brexit-Verhandlun-
gen. Dies bringt grosse Unsicherheiten im Finanzdienstleistungs-
und Vermögensverwaltungsbereich mit sich; sei es für die Banken,
für die Regulierungsbehörden oder auch für die Kunden. Die Un-
sicherheit über die zukünftige Ausgestaltung der Finanzdienstleis-
tungen zwischen der EU und Grossbritannien ist tatsächlich un-
überhörbar. Die EU müsste sich doch gerade in diesem Umfeld
nach stabilen Verhältnissen und einem zuverlässigen und soliden
Partner sehnen, was nicht zuletzt für den Finanzplatz Schweiz zu-
trifft. Dies gilt umso mehr, als die EU-Länder in den nächsten Jah-
ren zahlreiche Herausforderungen meistern müssen, bei denen die
Schweiz sie unterstützen kann. Auf der einen Seite steigt im EU-
Raum die Inflation bei tiefemZinsniveau,was zu einerVermögens-
vernichtung führt. Die EU-Bürger müssen in den nächsten Jahren
und Jahrzehnten ihre Rente aufbauen, da die Staaten wohl kaum
in der Lage sein werden, hier substanziell mitzuhelfen. Auf der

anderen Seite kann die Schweiz bei Themen wie Vorsorge- und
Sozialsystem sowieAsset-Management fürVorsorgeeinrichtungen
wertvolle Erfahrungen und Fachkompetenz bieten.

Die Schweiz ist mit einemMarktanteil von 25 Prozent weltweit
grenzüberschreitend verwalteten Privatvermögen nach wie vor das
grösste Offshore-Zentrum der Welt und verwaltet rund 7000 Mil-
liarden Franken Diese Vermögen müssen irgendwo investiert wer-
den, und die Schweizer Vermögensverwalter würden dies gerne in
der EU tun. Die EU sollte nicht vergessen, dass bereits heute
Schweizer Banken nicht nur schweizerische, sondern auch zahlrei-
che europäischeUnternehmen finanzieren.Sie stellen europäischen
Unternehmen und durch den Kauf von Staatsanleihen auch euro-
päischen Staaten namhafte Finanzierungen zurVerfügung.Nicht zu-
letzt ist die Schweiz insbesondere für europäische Ucits-Fonds ein
wichtiger Absatzkanal. So vertreiben nicht nur französische oder
deutsche Vermögensverwalter ihre Produkte in der Schweiz; viele
andere europäische Länder haben das gleiche Interesse.

Heute ist es jedoch so, dass sich der EU-Markt im Finanzdienst-
leistungsbereich mehr und mehr verschliesst, sei es aus regulatori-
schen oder aus aufsichtsrechtlichen Gründen. Ein solcher Protek-
tionismus benachteiligt die Kunden,die immermehr Regulierungs-
kosten tragen müssen.Wenn Schweizer Unternehmen ihre Dienst-
leistungen in den EU-Staaten nicht ohne Einschränkung vertreiben
dürfen, werden sie langfristig diese Aktivitäten zurückschrauben;
verliert der Schweizer Finanzplatz an Bedeutung, kann dies nicht
im Interesse der EU sein. Für die Schweizer Banken sind der ver-
besserte Zugang zu den ausländischen Märkten sowie eine ausrei-
chende Rechtssicherheit unabdingbar, um der EU ihre wertvollen
Dienstleistungen anbieten zu können.

Diese Erklärungen zeigen auf, dass der Finanzplatz Schweiz der
EU einiges zu bieten hat. Eine stabile, verstärkte Zusammenarbeit
und verbesserte Handelsbeziehungen für Finanzdienstleistungen
wären im Sinne beider Seiten.

Yves Mirabaud ist Präsident der Vereinigung Schweizerischer Privatbanken.

Die Schweiz ist mit einem Marktanteil
von 25 Prozent beim weltweit
grenzüberschreitend verwalteten
Privatvermögen das grösste
Offshore-Zentrum der Welt.


